
Einhaltung der völkerrechtlichen Prinzipien des Pots­
damer Abkommens. Es stand ferner im Zeichen der 
Forderung nach der Beendigung des Koreakrieges, 
zu der die später entsandte Delegation internationaler 
Juristen mit ihrem Bericht über den Bruch des Völker­
rechts durch die imperialistischen Eindringlinge, u. a. 
durch die bakteriologische Kriegführung, einen ent­
scheidenden Beitrag geliefert hat. Unter dem Vorsitz 
des Präsidenten der IVDJ, des britischen Kronanwalts 
D. N. P r i t t ,  in Anwesenheit von 133 Delegierten aus 
31 Ländern und allen Kontinenten, unter Mitwirkung 
der hervorragendsten Juristen aus der Sowjetunion 
und der Volksrepublik China wurde dieser Kongreß, 
der mit einer Ansprache von Ministerpräsident Otto 
Grotewohl eröffnet wurde, zu einer großartigen Mani­
festation des Willens aller fortschrittlichen Juristen, 
die deutsche Frage mit friedlichen und demokratischen 
Mitteln zu lösen, mit den Friedenskräften der Welt 
einen neuen Weltkrieg zu verhindern, den Frieden zu 
sichern.3

Diesen entscheidenden Aufgaben widmete sich die 
IVDJ auch in den nächsten Jahren. Hervorgehoben 
sei die Internationale Juristenkonferenz in Wien 1954, 
die sich vor allem mit Problemen der Gleichberechti­
gung der Menschen und Völker, des Kolonialismus, der 
Sicherung bürgerlicher Rechte und Freiheiten, die in 
allen imperialistischen Staaten gefährdet sind, befaß­
ten.4 Auch der VI. Kongreß der IVDJ im Mai 1956 
in Brüssel war ein Meilenstein in der Entwicklung 
dieser Organisation, die sich um eine. Verbreiterung 
ihrer Basis und ihres Gedankengutes, um die Förde­
rung der Rechtswissenschaft, den Austausch von In­
formationen und vor allem um die Klärung der juri­
stischen Prinzipien der friedlichen Koexistenz bemühte.5

Daneben wurde in ständigen Ratstagungen und Se­
kretariatssitzungen der IVDJ zu allen auftauchenden 
politischen und völkerrechtlichen Fragen in Manifesta­
tionen, Resolutionen und Appellen, durch Gutachten, 
durch die internationale Zeitschrift „Le droit au service 
de la paix“ („Das Recht im Dienste des Friedens“), 
durch ein mehrsprachiges Bulletin vom Standpunkt des 
Völkerrechts, der Prinzipien demokratischer Rechte 
und Freiheiten und der Erhaltung und Sicherung des 
Friedens Stellung genommen. Das geschah besonders 
auch bei der Unterstützung des weltweiten Kampfes 
zur Rettung der Eheleute Rosenberg und Morton So- 
bells vor der Ermordung durch die Terrorjustiz der 
USA, für die sich Präsident D. N. P r i t t  und der 
Generalsekretär der IVDJ, der französische Rechts­
anwalt Joe N o r d m a n n ,  unermüdlich einsetzten.6

Die VDJD war an allen diesen Aktionen und Mani­
festationen durch die Mitarbeit des Ministers der Justiz, 
Dr. Hilde B e n j a m i n ,  im Rat der IVDJ und von 
Hilde N e u m a n n ,  dem kürzlich verstorbenen Chef­
redakteur der „Neuen Justiz“ und Sekretär der VDJD, 
der auch an dieser Stelle ehrend und dankend gedacht 
sei, als Mitglied des internationalen Sekretariats be­
teiligt. Darüber hinaus bereiteten Vorstand und Sekre­
tariat der VDJD die Entschließungen der internatio­
nalen Organisation durch Beiträge in deren Zeitschrift 
und andere Druckschriften vor, z. B. den Brüsseler 
Kongreß 1956 durch die Broschüre „Some Questions of 
Criminal Procedure in the two German States“.7

Daneben stellte sich unsere Vereinigung die Aufgabe, 
die Gedanken und Ziele der IVDJ, ihr Wirken und 
ihre Erfolge unter den Juristen Deutschlands und unter 
der Bevölkerung zu popularisieren, dadurch weitere 
Anregungen für die Arbeit des Vorstands und des 
Sekretariats zu erhalten und damit den Kampf der 
Volksmassen um den Frieden und die friedliche Wie­
dervereinigung Deutschlands auch mit der Progressi­
vität des Rechts, mit der aktiven Wirkung internatio­
naler Vereinbarungen zu verbinden. Die Verpflichtung
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hierzu ergab sich aus den Statuten, die am 17. März 
1951 auf einer Delegiertenkonferenz beschlossen wurden 
und folgende Aufgaben vorsahen:

1. Die Gewinnung aller demokratischen Juristen und 
ihre Mobilisierung im Kampf um einen dauer­
haften Frieden, für ein einheitliches Deutschland 
und ein fortschrittliches Recht.

2. Die Förderung und Entwicklung fortschrittlicher 
Rechtsgedanken und Unterstützung wissenschaft­
licher Arbeit, in Zusammenarbeit mit den Ju­
ristenorganisationen aller Länder.

3. Die Durchführung der Beschlüsse der IVDJ.
Es war selbstverständlich, daß das gleiche Gewicht, 

das der Lösung der internationalen Probleme zukam, 
auch auf die Behandlung gesamtdeutscher Fragen ge­
legt wurde. Die Überwindung der unseligen, durch den 
amerikanischen Imperialismus und seinen westdeut­
schen Trabanten durchgeführten Spaltung Deutschlands, 
der Kampf um die Bändigung des westdeutschen Mili­
tarismus, um die Beseitigung der Nazi-Generale und 
Blutrichter und die Wiederherstellung demokratischer 
Rechte und Freiheiten war und ist mit dem ganzen 
deutschen Volke das Hauptanliegen auch der deutschen 
demokratischen Juristen.

Noch im Dezember 1950 konnte in Berlin eine ge­
samtdeutsche Juristen-Tagung durchgeführt werden, die 
sich mit dem Kampf gegen die völkerrechtswidrige 
Anwendung der Atomenergie und mit den Aufgaben 
der deutschen Juristen für Einheit und Frieden be­
schäftigte.8 Hier kamen noch westdeutsche Juristen zu 
Worte, die — allerdings unter Verschweigen ihrer 
Namen — die reaktionäre Entwicklung Westdeutsch­
lands geißelten. Kurze Zeit später verbot die Adenauer- 
Regierung, die selbst entgegen den Bestimmungen des 
Potsdamer Abkommens zahlreiche Nazi-Juristen als 
Richter und Staatsanwälte wiedereingestellt hatte und 
— wie sich sehr bald herausstellen sollte — auch Blut­
richter beschäftigte, die VDJD für das Gebiet der 
Bundesrepublik. Damit war allerdings die Stimme der 
demokratischen Juristen Westdeutschlands nicht zum 
Schweigen gebracht. Sie setzten ihren Kampf gegen die 
Justizwillkür, die Gesinnungsrechtsprechung des Bun­
desgerichtshofes in Strafsachen, die schändlichen Urteile 
gegen die Vertreter freiheitlicher und demokratischer 
Bestrebungen, das rechtswidrige Verfahren der 
Adenauer-Regierung und ihres Bundesverfassungs­
gerichts gegen die Kommunistische Partei Deutschlands 
unerschrocken fort.

Mit Solidaritätsaktionen unterstützte die VDJD den 
Rechts- und Freiheitskampf dieser mutigen Juristen, 
der im engsten Zusammenhang mit der Entwicklung 
der Bundesrepublik zu einem Staat ohne Recht, zu 
einem Staat der Militaristen und Revanchisten, der 
Vorbereitung eines atomaren Angriffskrieges stand 
und steht. Deshalb wurde es auch zur Hauptaufgabe 
der VDJD in den letzten Jahren, diese Entwicklung 
aufzuzeigen, die Lügengespinste über die angebliche 
Demokratie im Adenauer-Staat zu zerreißen, den reak­
tionären Charakter seiner Justiz aufzudecken und 
damit neue Wege zur gesamtdeutschen Verständigung, 
zum Abschluß eines Friedensvertrages mit beiden 
deutschen Staaten und zur Bildung einer Freien Stadt 
Westberlin zu weisen bzw. solche zu unterstützen. 
Dieser Konzeption dienten die Arbeiten von Rudolf 
A r z i n g e r ,  „Rehabilitierung der faschistischen 
Kriegsverbrecher — eine Gefahr für den Frieden 
Europas“,9 John L e k s c h a s ’  „Gutachten zum Prozeß 
und Urteil gegen Jupp Angenfort und Wolfgang 
Seifert“,10 diente die Konferenz des Instituts für Straf­
recht der Humboldt-Universität zu Berlin und der Ver­
einigung Demokratischer Juristen Deutschlands vom ' 
10. November 195811 sowie die „Dokumentation über den 
Leiter und einige Hauptagenten des sogenannten Unter­
suchungsausschusses freiheitlicher Juristen in Berlin-
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